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CDU-Organisationen fordern Reformen
für faire Bildungsfinanzierung

CDU-Organisationen in Berlin fordern grundlegende Bafög-
Reformen zur Verbesserung der Bildungsfinanzierung und

Chancengleichheit.

In Berlin melden sich wichtige Organisationen der CDU zu Wort
und fordern eine grundlegende Reform der Bildungsfinanzierung
in Deutschland. Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT), die
Junge Union (JU) sowie der Ring Christlich Demokratischer
Studenten (RCDS) stellen in einem gemeinsamen
Beschlusspapier fest, dass die aktuellen Regulierungen und
Unterstützungen für junge Menschen nicht mehr ausreichen.
Diese Reformen sind essentiell, um die Bildungswege in
Deutschland aufrechtzuerhalten und künftige Potenziale zu
entfalten.

Notwendigkeit einer zukunftsorientierten
Bildungsfinanzierung

Die Misere rund um das Bafög-System beleuchtet die
Herausforderungen, mit denen junge Menschen konfrontiert
sind. Lukas Honemann, der Bundesvorsitzende des RCDS, betont
die Bedeutung ausreichender finanzieller Mittel für die Bildung.
“Bildung in Deutschland ist unterfinanziert”, erklärt er und
spricht von der mangelhaften Anpassung des Bafög, die die
soziale Ungleichheit weiter verschärfen würde. Dies habe nicht
nur Auswirkungen auf den Bildungserfolg einzelner, sondern
auch auf das wirtschaftliche Wachstum des Landes. Ein
Vorschlag von Honemann wäre die Einführung eines neuen
Bildungsfonds, der günstige Kreditkonditionen für Studenten



bieten könnte.

Der Zwang zur fairen
Wohnkostengestaltung

Das Papier der drei CDU-Organisationen stellt außerdem fest,
dass die Unterstützung für die Berufsausbildungsförderung
dringend angepasst werden muss. Wegen der regionalen
Unterschiede bei den Wohnkosten wird ein spezieller Wohnort-
Zuschlag gefordert. Auch wenn die Ampel-Koalition für das
kommende Wintersemester eine Erhöhung der Grundbedarfe
und Wohnpauschalen angekündigt hat, bleibt das Problem der
steigenden Lebenshaltungskosten selbst bei dieser Erhöhung
bestehen. Die finanzielle Belastung muss daher besser
berücksichtigt werden, um es auch aus finanzieller Sicht
attraktiv zu halten, ein Studium aufzunehmen.

Vision eines nationalen Bildungsfonds

Der geforderte nationale Bildungsfonds könnte allen Bürgern
den Zugang zur Bildung erleichtern, unabhängig von ihrem
Einkommen. Demnach wären berufliche Aus- und
Weiterbildungen, sowie Studiengänge von diesem Fundament
profitieren. “Diese Form der Unterstützung sollte so gestaltet
sein, dass nach dem Abschluss eine Rückzahlung erfolgt, jedoch
nicht gleichzeitig die Existenz der Absolventen gefährdet“, so
die Forderung in dem Papier.

Stipendien als Schlüssel zur
Chancengleichheit

Des Weiteren wird die Erhöhung von Stipendien als notwendig
erachtet. Diese sollten sowohl von staatlichen als auch von
privaten Einrichtungen bereitgestellt werden. Um den jungen
Menschen die Möglichkeit zu geben, sich auch außerhalb der
finanziellen Bindungen zu entwickeln, ist ein unbürokratischer
Zugang und eine regelmäßige Anpassung an die Inflation



gefordert. Über die Stipendien hinaus wäre die Revolutionierung
der Zinssätze für Studienkredite unerlässlich, um
sicherzustellen, dass die finanzielle Belastung für die
Studierenden nicht untragbar wird.

In einer Zeit, in der Bildung als entscheidender Schlüssel zu
Wachstum und Fortschritt gilt, fordern die CDU-Organisationen
mit Nachdruck, dass dieses Thema absolute Priorität erhält. Der
Ausbau der finanziellen Rahmenbedingungen für Bildung wird
nicht nur das individuelle Fortkommen erleichtern, sondern auch
zur Stärkung der gesamten Volkswirtschaft beitragen.

Details
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